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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

BMF: Nichtbeanstandungsregelung für § 12 StAbwG 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 4. Juni 2024 eine 
Nichtbeanstandungsregelung für § 12 Steueroasen-Abwehrgesetz (StAbwG) 
veröffentlicht. 

Für Geschäftsjahre, die vor dem 31. Dezember 2022 begonnen haben, wird es 
danach nicht beanstandet, wenn die Aufzeichnungen erstmals bis zum 31. 
Dezember 2024 abgegeben werden. 

Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 4. Juni 2024, IV B 3 - S 1300/24/10005 :002.  

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Internationales_Steuerrecht/Allgemeine_Informationen/2024-06-04-anwendung-paragraf-12-StAbwG.pdf?__blob=publicationFile&v=7
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 6. Juni 2024 

 
 
Der Ansatz einer Pensionsrückstellung ist zugelassen, "wenn und 
soweit" die in § 6a Abs. 1 EStG angeführten Voraussetzungen 
erfüllt sind; dazu muss die schriftlich erteilte Zusage eindeutige 
Angaben zu Art, Form, Voraussetzungen und Höhe der in Aussicht 
gestellten künftigen Leistungen enthalten (Nr. 3). Fehlt es an dieser 
Eindeutigkeit der Zusage einer Versorgungskomponente, hindert 
dies eine Rückstellung für die Zusage einer anderen 
Versorgungskomponente (bei Teilbarkeit der zugesagten 
Leistungen) insoweit nicht. Sind daher die Voraussetzungen für 
den Bezug einer Altersrente mit Erreichen der Regelaltersgrenze 
eindeutig bestimmt, ist hierfür eine Pensionsrückstellung zu bilden, 
auch wenn die Pensionszusage keine eindeutigen Angaben zu den 
Voraussetzungen eines vorzeitigen Altersrentenbezugs enthält. 
Zum Urteil 
 
 
§ 8c Abs. 1 Satz 1 des Körperschaftsteuergesetzes in der für das 
Streitjahr 2014 maßgeblichen Fassung ist nicht auf verrechenbare 
Verluste gemäß § 15a des Einkommensteuergesetzes anwendbar, 
die einer Kapitalgesellschaft als Mitunternehmerin einer 
Kommanditgesellschaft zugerechnet werden (entgegen Schreiben 
des Bundesministeriums der Finanzen vom 04.07.2008, BStBl I 
2008, 736, Tz. 2). 
  
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
Vor dem 01.08.2022 bestand für eine Rechtsanwaltsgesellschaft 
mbH als Bevollmächtigte keine Pflicht zur Nutzung des 
elektronischen Rechtsverkehrs gemäß § 52d Satz 1 oder 2 der 
Finanzgerichtsordnung (FGO), und zwar auch dann nicht, wenn sie 
durch einen Rechtsanwalt als Vertreter im Sinne des § 62 Abs. 2 
Satz 3 FGO handelte. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
 

Urteil I R 29/21: 
Ansatzvoraussetzunge
n für eine 
Pensionsrückstellung; 
vGA 
 
 
 
 
 
 
28. Februar 2024 
 

Urteil IV R 27/21: Zur 
Anwendung des § 8c 
KStG a.F. auf Verluste 
gemäß § 15a EStG 
 
 
 
 
 
 
 
24. April 2024 
 

 

 
Urteil VII R 34/22: 
Nutzungspflicht des 
beA für eine 
Rechtsanwaltsgesells
chaft mbH 
 
 
 
 
 
 
16. Januar 2024 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410091/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410092/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410093/
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Rechtsprechung im Blog 
 

Zuordnung einer Leasingsonderzahlung zu den jährlichen 
Gesamtaufwendungen für betriebliche Fahrten im Rahmen einer 
Nutzungseinlage 
Zur Ermittlung der jährlichen Gesamtaufwendungen für betriebliche Fahrten im 
Rahmen einer Nutzungseinlage ist eine Leasingsonderzahlung, die für ein 
teilweise betrieblich genutztes Fahrzeug aufgewendet wird, den einzelnen 
Veranlagungszeiträumen während der Laufzeit des Leasingvertrags unabhängig 
vom Abfluss im Rahmen einer wertenden Betrachtung zuzuordnen. Dies hat der 
Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil entschieden. 
Sachverhalt 
Der Kläger schloss im Jahr 2013 einen Leasingvertrag über einen Mercedes Benz 
ML 350 mit einer Laufzeit von 36 Monaten. Die Auslieferung des Fahrzeugs 
erfolgte Anfang Dezember 2013. Der Kläger leistete eine Leasingsonderzahlung 
von 36.490,88 € zzgl. 6.933,27 € Umsatzsteuer. 
Im Dezember 2013 nutzte der Kläger das Fahrzeug zu rund 71 % für seine 
selbständige Tätigkeit, zu rund 13 % im Rahmen seiner Vermietungstätigkeit und 
im Übrigen privat. Im gesamten Leasingzeitraum Dezember 2013 bis Dezember 
2016 nutzte der Kläger das Fahrzeug (hingegen lediglich) zu 12,16 % für seine 
selbständige Tätigkeit und zu 6,24 % für seine Vermietungstätigkeit. 
Der Kläger begehrte für 2013, die Leasingsonderzahlung ausgehend von einem 
beruflichen Nutzungsanteil von insgesamt 84 % zum Betriebsausgaben- bzw. 
Werbungskostenabzug zuzulassen. 
Das Finanzamt kürzte nach einer Betriebsprüfung den Betriebsausgabenabzug 
für die Leasingsonderzahlung auf 1/36 von 83,99 % des Nettobetrags. 
Der Kläger vertrat die Auffassung, dass für den Ansatz der anteiligen 
Leasingsonderzahlung als Betriebsausgabe bei den Einkünften aus selbständiger 
Arbeit und als Werbungskosten bei den Einkünften aus Vermietung und 
Verpachtung sei ausschließlich auf den Anteil der beruflichen Nutzung im 
Streitjahr (dem Jahr des Abflusses der Zahlung) abzustellen sei, hier also in Höhe 
von 71,03 % des Gesamtbetrags der Leasingsonderzahlung bei den Einkünften 
aus selbständiger Arbeit und in Höhe von 12,96 % des Gesamtbetrags bei den 
Einkünften aus Vermietung und Verpachtung. 
Die Klage vor dem Schleswig-Holsteinischen Finanzgericht hatte keinen Erfolg 
(siehe unseren Blogbeitrag). 
Entscheidung des BFH  
Der BFH hat sich der Entscheidung der Vorinstanz angeschlossen und die 
Revision als unbegründet zurückgewiesen. 
Zur Ermittlung der jährlichen Gesamtaufwendungen für betriebliche Fahrten im 
Rahmen einer Nutzungseinlage ist eine Leasingsonderzahlung, die für ein 
teilweise betrieblich genutztes Fahrzeug aufgewendet wird, den einzelnen 
Veranlagungszeiträumen während der Laufzeit des Leasingvertrags unabhängig 
vom Abfluss im Rahmen einer wertenden Betrachtung zuzuordnen. 
Der Anteil der Leasingsonderzahlung an den jährlichen Gesamtaufwendungen für 
die betrieblichen Fahrten eines Jahres ist danach kumulativ aus dem Verhältnis 

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/228560/laufzeitbezogene-betrachtungsweise-bei-leasingsonderzahlungen-im-rahmen-der-ermittlung-der-anteiligen-unternehmerischen-nutzung-eines-kfz/
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der betrieblich gefahrenen Kilometer zu den Gesamtkilometern des jeweiligen 
Jahres und zeitanteilig nach dem Verhältnis der im jeweiligen Jahr liegenden 
vollen Monate und der Laufzeit des Leasingvertrags zu bestimmen. 
Dies gilt jedenfalls dann, wenn die Leasingsonderzahlung dazu dient, die 
monatlichen Leasingraten während des Vertragszeitraums zu mindern. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 12. März 2024 (VIII R 1/21), veröffentlicht am 31. Mai 2024. 
 
Freibetrag bei Übertragung von Vermögen auf eine Familienstiftung 
Beim Übergang von Vermögen auf eine Familienstiftung ist für die Bestimmung 
der anwendbaren Steuerklasse und des Freibetrags als "entferntest Berechtigter" 
zum Schenker derjenige anzusehen, der nach der Stiftungssatzung potentiell 
Vermögensvorteile aus der Stiftung erhalten kann. Unerheblich ist, ob die Person 
zum Zeitpunkt des Stiftungsgeschäfts schon geboren ist, jemals geboren wird und 
tatsächlich finanzielle Vorteile aus der Stiftung erlangen wird. Dies hat der 
Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil entschieden. 
Sachverhalt 
Die Klägerin errichtete zusammen mit ihrem Ehemann eine Familienstiftung. Im 
Stiftungsgeschäft und in der Stiftungssatzung wurde angegeben, die 
Familienstiftung habe zum Zweck die angemessene Versorgung der Klägerin und 
ihres Ehemannes, die angemessene finanzielle Unterstützung der Tochter der 
Stifter sowie die angemessene finanzielle Unterstützung weiterer Abkömmlinge 
des Stammes der Stifter, jedoch erst nach Wegfall der vorherigen Generation. 
Das Finanzamt sah für Zwecke der Schenkungsteuer hinsichtlich der Übertragung 
des Vermögens auf die Familienstiftung als "entferntest Berechtigten" im Sinne 
des § 15 Abs. 2 Satz 1 des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes 
(ErbStG) die in § 3 Buchst. c der Stiftungssatzung angeführten "weiteren 
Abkömmlinge" an. Das Finanzamt ordnete den Erwerb gemäß § 15 Abs. 1 Nr. 3 
ErbStG der Steuerklasse I ("Abkömmlinge der Kinder und Stiefkinder") zu und 
brachte gemäß § 16 Abs. 1 Nr. 4 ErbStG für die "übrigen Personen der 
Steuerklasse I" einen Freibetrag in Höhe von 100.000 € in Abzug. 
Die Kläger sind der Auffassung, dass das Finanzamt nicht zwischen 
"Berechtigtem" und "Begünstigtem" unterscheide. Im Stiftungsrecht seien nur 
diejenigen Begünstigten berechtigt, denen das jeweilige aktuelle Recht auf 
Zuwendungen in der laut Satzung bestimmten Reihenfolge zugewiesen sei. 
"Berechtigte" und "Begünstigte" könnten sich entsprechen, wenn in der Satzung 
nichts anderes geregelt sei. In der Stiftungssatzung des Streitfalls sei es aber 
anders geregelt worden, die "Begünstigten" stünden mit den "Berechtigten" nicht 
gleich und daher stehe den "Berechtigten" der Freibetrag von 400.000 € zu. 
Die Klage vor dem Niedersächsischen Finanzgericht hatte keinen Erfolg. 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat sich der Entscheidung der Vorinstanz angeschlossen und die 
Revision als unbegründet zurückgewiesen. 
Das Finanzgericht hat zutreffend erkannt, dass "entferntest Berechtigte" im Sinne 
des § 15 Abs. 2 Satz 1 ErbStG der klägerischen Familienstiftung mögliche 
Urenkel der Stifter sind. Für die Bestimmung des "entferntest Berechtigten" ist 
nicht erheblich, dass eine Urenkelgeneration bei Errichtung der Stiftung noch 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410090/
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ZUM SEMINAR 

nicht geboren ist. Ebenso wenig kommt es darauf an, ob mögliche Urenkel 
tatsächlich jemals finanzielle Unterstützung aus der Stiftung erhalten werden. 
Die Formulierung des "entferntest Berechtigten" ist dahingehend zu verstehen, 
dass damit derjenige bezeichnet wird, der nach der Stiftungssatzung potentiell 
Vermögensvorteile aus der Stiftung erhalten soll. 
Der "Berechtigte" im Sinne des § 15 Abs. 2 Satz 1 ErbStG entspricht dem nach 
der Stiftungssatzung "potentiell Begünstigten", der durch den Erwerb von 
Vermögensvorteilen aus der Stiftung begünstigt sein kann. Eine Unterscheidung 
dahingehend, dass -wie die Klägerin meint- mit dem Begriff des "Berechtigten" 
der sofort Anspruchsberechtigte gemeint ist und sich dieser vom "Begünstigten", 
der erst später anspruchsberechtigt sein soll, unterscheidet, ist der Norm nicht zu 
entnehmen. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 28. Februar 2024 (II R 25/21), veröffentlicht am 31. Mai 2024. 
Eine englische Zusammenfassung dieses Urteils finden Sie hier. 
 

Business Meldungen 
 
„Much more than a market” – Enrico Lettas Bericht zur Zukunft und 
Wettbewerbsfähigkeit des EU-Binnenmarktes 
  
Im April 2024 veröffentlichte Enrico Letta seinen Bericht „Much more than a 
market”. Er befasst sich mit der Zukunft und Wettbewerbsfähigkeit des EU-
Binnenmarktes und setzt sich u. a. kritisch mit der gegenwärtigen EU-
Beihilfepraxis auseinander. Dabei macht er konkrete Vorschläge, wie das EU-
Beihilferecht in Zukunft ausgestaltet werden sollte, um schädliche 
Wettbewerbsverzerrungen sowie die Fragmentierung des EU-Binnenmarktes zu 
verhindern. 
 
Den Beitrag finden Sie hier. 
 

Terminplaner 
  
Aktuelles zum LkSG – Good Practices 
und Lessons Learned 
Webcast, 27.6.2024 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 

 
 
 
 
 
 
 
 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

https://www.pwc-events.com/LkSG
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410089/
https://blogs.pwc.de/de/german-tax-and-legal-news/article/243559/amount-of-tax-free-allowance-on-transfer-of-assets-to-family-foundation/
https://www.consilium.europa.eu/media/ny3j24sm/much-more-than-a-market-report-by-enrico-letta.pdf
https://www.consilium.europa.eu/media/ny3j24sm/much-more-than-a-market-report-by-enrico-letta.pdf
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/243620/much-more-than-a-market-enrico-lettas-bericht-zur-zukunft-und-wettbewerbsfaehigkeit-des-eu-binnenmarktes/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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E-MAIL SENDEN 

 

 
 
 
 
 
 
 

 

Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
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